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Ich habe geglaubet; nun glaub' ich erst recht!
Und geht es auch wunderlich, geht es auch schlecht,
Ich bleibe beim gläubigen Drben!
So düster es oft und so dunkel es war.
In drängenden Nöthen, in naher Gefahr,
Auf einmal ist's lichter geworden

G 5 t h e.

Nachdem das Jenaer Erkenntniß von der falschen Voraussetzung

ausgegangen war, daß die Ventinck'sche Familie zum niederen

Adel gehöre, ohne, von dem einmal angenommenen prozessuali-

schen Standpunkte aus, auf Beweis dieser streitigen Thatsache

zu erkennen; nachdem in den Urtheilsgründen auf das Nichtbe-

finden dieser Familie in dem, von der deutschen Bundesver¬

sammlung bekannt gemachten Verzeichnisse der Erlauchten, also

auf die mangelnde Anerkennung oder Entscheidung

von Seiten des deutschen Bundes über deren hohen Adel, hinge¬

wiesen worden war: lag es dem Kläger und seinen beiden Brü¬

dern nahe, diese Anerkennung, die der Nichter erster
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Instanz ausdrücklich vermißt hatte, nachzusuchen.

WaS soll man hiernach zu dem leeren Geschrei sagen, welches

neuerdings in den Zeitungen und einigen Druckschriften darüber,

daß die Familie bei der deutschen Bundesversammlung eine Er¬

klärung über ihren Familienstand nachsuchte, erhoben worden ist?

Mit der Frage des hohen Adels hatte es folgende Bewandt-

niß. Die Meinung der Publizisten ging seit der Bundesakte im

Allgemeinen dahin, daß sie den Begriff des hohen Adels zur

Zeit deutschen Reichs von drei, bei einer Familie zusammen¬

treffenden Bedingungen abhängig hielten, nämlich: von der

Fürstlichen oder Gräflichen Würde, ferner von dem Besitz eines

reichsnnmittelbaren mit Landeshoheit regierten Territoriums,

und endlich von der reichsständischen Eigenschaft. Diese Letztere

maßen sie nur denjenigen Häusern bei, die, in eines der Reichs¬

kollegien förmlich aufgenommen, darin Sitz und Stimme hatten.

Indessen gab es einige NechtSgelehrte, die als daS Wesentliche

des hohen Adels nicht die RrichSstandschaft, in dem beschränkten

Sinne des Besitzes einer reichötägigen Stimme, sondern die

Regierung überLand und Leute die Landeshoheit

erkannten. Dahin gehörte: Professor Vollgraff zu Mar¬

burg, in seinem bekannten Werke über die deutschen Standes¬

herrn. Auch Professor Jordan ging bereits, in einem, im

Jahr 1836, der Bentinck'schen Familie ertheilten Gutachten

von der Voraussetzung anS, daß die Familie Bentinck, als

eine regierende Familie, zum deutschen hohen Adel gehöre.

Der Verfasser dieser Geschichte stellte genauere Nachforschun¬

gen über den Begriff des hohen Adels nach dem deutschen

Reichsstaatsrecht an, deren Hauptergebnisse er in einer kurzen

Abhandlung in der Repscher-Wilda'schen Zeitschrist für deutsches

Recht von 1840 veröffentlichte. Er suchte darin nachzuweisen :

daß, zur Zeit des deutschen Reichs, der hohe Adel nur von
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einer, mit allen zugehörigen Rechten erlangten (Fürst¬
lichen oder Gräflichen) Neichswürde") und dem Besitz der
Landeshoheit über ein reichsunmittelbaresTerritorium, also
von dem durch diese beiden Eigenschaften begründeten Reichs-
standschaftsrecht, abgehangen habe; nicht aber davon, ob
dieses durch die kaiserliche Verleihung persönlich, und durch
die Landeshoheit dinglich, begründete Recht der Reichsstand¬
schaft zur wirklichen Aus üb ung in einem der Reichskollegien
gelangt sei oder nicht. Mit anderen Worten läßt sich dieser Be¬
griff des hohen Adels, indem dies auf das Nämliche hinausläuft,
auch mit der Eigenschaft eines Fürstlichen oder Gräflichen regie¬
renden Herrn ausdrücken.

Für die B en ti nck'sche Familie war diese Nachweisung wich¬
tig. Sie hatte zwar im OldeubnrgischenGrafcndiplom mit der
persönlichen Grafcnwürde zugleich die reichsstandschaftlichen
Rechte vom Kaiser erhalten, und zwar zu einer Zeit, wo die
Ausübung dieses Kaiserlichen Rechtes in den Grafenkolle¬
gien noch durch kein Neichsgesetz von der Zustimmung des be¬
treffenden Kollegiums abhängig gemacht worden war; sie hatte
ferner in Kniphausen ein reichsunmittelbares mit Landeshoheit

33) Der Kaiser ertheilte die Fürstliche oder Gräfliche Würde ent¬

weder für sich allein, oder zugleich auch unter ausdrücklicher Verleihung

aller, mit jenen Würden verbundenen Rechte, unter denen dann ins¬

besondere auch die rcichs- und krcisständischen namhaft gemacht wurden.

Im ersten Fall war die Verleihung jener Würden eine bloße titulairc.

Im anderen Fall hingegen, der indessen für den Kaiser später die Be¬

schränkung erhielt, daß dieser nur in Rücksicht auf den gegenwärtigen

oder zukünftigen Besitz rcichsunmittelbarcr, zu einem standcsmäßigcn

gräflichen oder fürstlichen Anschlag zu den NcichSstcucrn qualifizirtcr

Herrschaften die reichsständischcn Rechte verleihen sollte, wurden die

vollen Fürsten- oder Grafcnrcchtc ertheilt.
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regiertes Territoriumzur Zeit des Reichs besessen; allein sie
konnte, wie bereits erwähnt worden ist, bis jetzt nicht nachwei¬
sen, daß sie in dem wcstphälischen Grafenkolleg, bei dem sie sich
angemeldet hatte, wirklich zu Sitz und Stimme zugelassen wor¬
den war. Die bisherige Nachforschunghat noch nicht weiter
geführt, als auf ein Dekret des Direktoriums des westphälischen
Grafeukollegs,wonach das Sitz- und Stimmrecht der Familie
noch suspendirt bleiben sollte, bis der Ostfriesische Einspruch

sS. 13 oben) beseitigt sein würde. Man bemerke hier wohl den

Ausdruck: suspendirt, der daraufhindeutet, daß das Recht
im Uebrigen anerkannt war; wie denn auch, so weit
die bis jetzt erlangten archivarischenAufklärungen reichen, die
Zustimmung der Mitglieder des westphälischen Grafenkollegs zur
Aufnahme der Aldenburgischen und Bentinck'schen Familie
erfolgt war. Dies geschah im Jahr 1737. Nun bemerke
man weiter: im Jahr 1744 kam Ostfriesland an Preußen,
welches also Nachfolger der Ostfriesischen Prätensionen auf Knip-
hauseu wurde; im Jahr 1748 und folg. hat sich aber Preußen,
dem das Direktorium des westphälischen Kreises zustand, der
Gräfin Bentinck in deren Streitigkeiten wegen Kniphausen
als eines Mit standes des westphälischen Kreises angenom¬
men; hat sie ausdrücklich als „unmittelbaren Reichs¬
stand" bezeichnet. Dies setzt nun voraus, daß Preußen den
vormals ostfriesischen Anspruch gänzlich aufgegeben hatte. Ob
darüber eine besondere Urkunde eristirt, ist bis jetzt noch nicht
bekannt geworden. So wäre denn der Grund, wegen dessen Sitz
und Stimme der Bentinck'schen Familie noch suspendirt
bleiben sollte, in der Folge weggefallen. Welchen Fortgang
die Angelegenheit weiter nahm, ist nicht ausgcmittelt bis jetzt").

34) Zu der Nachforschung übcr die Ausübung der rcichsständischen

Rechte der Aldcnburg'schcn oder Aldcnburg-Bcntinck'schen Familie fehlen
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Gerade der Umstand, daß die Familie lange Zeit keinen

Werth in die Aufnahme in eines der Grafenkollegien setzte, viel¬

mehr die Neichsfreiheit, welche Kniphansen als brabantisches

Lehen genoß, vorzog; beweist für die allgemeine reichsstaats-

rcchtliche Ansicht, daß der Familienstand von jener Aufnahme,

wenn nur die Qualifikation und Berechtigung dazu vorhanden

war, nicht abhing. Denn eben so dachte» auch andere reichs¬

ständische Familien. Graf Johann von Oldenburg z. B. be¬

hauptete im Anfang des sechszehnten Jahrhunderts die Eremtion

von Oldenburg, drang aber mit dieser Behauptung nicht durch

Graf Anton Günther selbst zog die Eremtion von Knip¬

hansen der Einverleibung in ein Grafenkolleg vor^°). Man

betrachtete die Ausübung reichsstandschaftlicher Rechte als eine

Last, und die Eremtion als einen Vortheil; was unmöglich

hätte der Fall sein können, wenn der höhere Stand von der

Beisteuer zu den Neichslastcn in einem Neichskvllegium abgehan¬

gen hätte. Nur in so fern als man sich doch den Reichslasten

nicht entziehen konnte, wollte man mit deren Uebernahme auch

den Genuß seines Reichsstandschaftsrechtcs in Sitz und Stimme

haben. Als daher im Anfang des achtzehnten Jahrhunderts die

Aldenburgische Familie zu den Neichssteuern und Kammerzielern

zugezogen werden sollte, fing Anton II. von Aldenburg an,

insbesondere: die vollständigenAkten des wcstphälischcn Grafenkollcgs,
und zwar wegen Varcl, von 1663—l676 und, wegen Kniphansen, von
1737 an; diejenigen, welche bisher benutzt werden konnten, sind defekt.
Das Gräfliche Archiv, welches vollständige Aufklärung geben konnte,
oder früher hätte geben können, ist in der Gewalt der Feinde der Ehre
und des Standes des Gräflichen Hauses.

35) Halcm, Geschichte ll. S. 4.
36) Halcm a. a. O. II. 144.
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seine Aufnahme in das westfälische Grafenkolleg wegen Knip-

hausen zu betreiben.

Die, in jener Abhandlung vertheidigte Ansicht wurde bald

von angeschenen Rechtslehrern als die richtige anerkannt. Außer

Vollgraff und Jordan sprachen sich unter vielen Anderen

dafür ans: Anton Bauer"), Mühlenbruch, Wilda,

H. A. Zachariä, Heffter (dieser erst später und in Folge

eigener gründlicher Forschungen), Mittermaier (gegen eine

frühere Ansicht) und Wolf. Auch ist in jener Abhandlung

darauf aufmerksam gemacht worden, daß der Kaiser 1053, zur

Zeit als er der Aldenburgischen Familie das volle Grafenrecht

verlieh, wie bereits angedeutet wurde, in der Verleihung des

Neichsstandschaftsrechtes, zumal in Beziehung auf die

Gräflichen Kollegien, noch durch kein Neichsgesetz be¬

schränkt war, daß folglich der Aldenburgischen Familie mit

voller Befugniß alle mit der reichsgräflichen Würde verbundenen

Rechte, auch die reichsstandschaftlichen, verliehen werden

konnten, daß, wenn auch die Ausübung eines dieser Rechte

später freiwillig oder wegen faktischer Hindernisse unterblieben

wäre, doch die Berechtigung selbst eine gültige und voll¬

kommene gewesen sein würde. Das persönlicheStandes-

rccht war hierdurch der Familie ohne Einschränkung und Ver¬

kürzung verliehen und von ihr erworben worden.

37) Diesem seinem hochverehrten Universitätslehrer und späteren

Freunde, der dem Verfasser mehrere Jahre durch seine reiche Erfahrung

und seinen sicheren praktischen Blick ein zuverlässiger, durch freundschaft¬

liches Wohlwollen ein gütiger Rathgcbcr war, theilte derselbe seine

Abhandlung zur Prüfung mit. Ihr Resultat war Bauer'S früher

ausgesprochener Ansicht entgegen; und doppelt erfreulich war daher ein

Brief desselben, in welchem er sich damit einverstanden erklärte, und

zum Druck der Schrift ricth.
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Jene Abhandlung machte bei den Herrn Urtheilsverfassern
des Jenaer Spruchs kein Glück, erhielt aber durch Urkunden,
die man klägerischer Seits später im Ncichshofrathsarchiveund
anderwärts fand, volle Bestätigung. Es konnte nämlich, wie
schon berichtet worden ist, nunmehr nachgewiesen werden, daß
die Aldcnburgische und Aldenburg-Bcntinck'scheFamilie, wenn
auch vielleicht in keinem Grafenkollegiiimförmlich aufgenom¬
men und zur Ausübung ihres Sitz - und Stimmrechts zugelas¬
sen^), jedenfalls doch von dem Kaiser, den Reichsge¬
richten, dem Direktorium des westphäli scheu
Grafenkollegs, dem Neichsfiscal, und vielen Mit¬
stände n als eine r e i ch 6 st ä n d i s ch e F a m i l i e anerkannt, und
als ein „westphäli scher Kr eis stand," Stand des
heiligen^Nömischen Reichs, „eremter Stand"^),
bezeichnet worden war.

Die drei Brüder, Grafen von Bentinck, wandten sich zuerst
an den Großherzog von Oldenburg, als Schutzherrn über Knip-
hauscn und Landesherrn über Varel, und baten: daß Höchstder-
selbe ihren hohen Adel anerkennen und sie bei der deutschen Bun¬
desversammlung zu der Zahl der Erlauchten anmelden möge.
Dem Gesuche wurde nicht willfahrt; wie sich, nach der, in dem
damaligen Ministerium festgewurzelten Meinung über die Ver¬
hältnisse Kniphausens und seine Landesherrschaft, im Voraus be¬
sorgen ließ. Die Grafen bemühten sich hierauf, bei der deut¬
schen Bundesversammlung eine Entscheidung über ihren persön¬
lichen Stand zu erlangen. In einer, den 23. März 1843

38) Mit Bestimmtheit läßt sich, wie bereits bemerkt wurde, bis

jetzt nichts darüber sagen. Man hofft aber noch dazu zu gelangen.

39) Nicht: cximirtcr Stand; sondern von Lasten eremter Stand,

Rcichsstand.
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übergebenen Denkschrift suchten sie ihre Ansprüche auf den hohen

Adel im Sinn des Art. 14 der Bundesakte zu begründen.

Der faktische Besitzer bekam von diesem Schritte Kenntniß.

Er befand sich dadurch in einer Lage, die ihn zum klaren Be¬

wußtsein seiner durchaus falschen Stellung hätte bringen können.

Er, der Mann, der das Haupt der Familie vorstellen will, muß

seines persönlichen Interesse wegen, der erste Feind ihrer Stan¬

desehre sein. Als Sohn des letztregierenden Grafen will er

gelten, und verleugnet die Rechte, an welche dieser seine Existenz

setzte. Der Anspruch auf den hohen Adel war es, durch den der

Graf hauptsächlich den Grund zum Zcrwürfniß mit Oldenburg

gelegt hatte; auch in der bedrängtesten Lage gab er diesen An¬

spruch nicht auf; er hätte demselben den Beklagten und seine

Brüder nachgesetzt, wenn ihm sein Konsulent nicht gesagt hätte,

daß er, als Souverain oder Halbsouvcrain über allem Adel er¬

haben, die niedrigste Unterthanin zu sich emporheben könne.

Selbst in seinem Testament, in welchem er die legitimirten Kin¬

der der Sara Gerdes einsetzte, berief er sich, deren Interesse

vergessend, auf das, in seinem Hause geltende Privatfürstenrecht.

Wenn der Graf die Anerkennung erlebt, und sein Familienstolz

hätte wählen müssen, so würde es dem Beklagten vielleicht wie

Jsmacl ergangen sein. Die wahre Mutter ließ ihr Kind vor

Salomo nicht theilen; der ächte adelige Sinn theilt nicht Gut

und Standesehre, und verzichtet nicht auf Letztere, um Ersteres

zu erHaschen. Der Beklagte langt nach einem Eigcnthume, das

der ausdrückliche Wille des Fideikommißstisters nur dazu bestimmt

hatte, damit die Familie „ihren Gräflichen Stand desto besser

und löblicher ausführen möge." That und thut er dies etwa,

indem er Leute bezahlt, die nachweisen sollen, daß die Familie

geringeren Standes sei, als sie von jeher zu sein behauptete,

und unzweifelhaft war? Hätte er nicht fühlen müssen, daß er
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mit seinem Geburtsstande und dem, demselben entsprechenden
Treiben, ganz außerhalb des Gedankenkreises und der Absichten
des Fideikommißstiftcrs stehe, der in seinem Testamente ausdrück¬
lich als „Hauptintention" das „Auf- und Zunehmen"
der Gräflichen Familie bezeichnet hatte?

Statt dieser Hauptintention zu entsprechen, reichte er bei der
deutschen Bundesversammlung mehrere rechtliche Ausführungen
ein, in denen er den hohen Adel der Bentinck'schen Familie,
und die Kompetenz des Bundes darüber zu entscheiden bestritt.
Ferner erschien auf seine Veranlassung, im civilistischen Archive,
eine Abhandlung von Professor Zöp fl, worin dieser die Kom¬
petenz des Bundes in der Frage des hohen Adels der Ben¬
tinck'schen Familie, so wie die Zuläßigkeit eines Mehrheits¬
beschlusses darüber in Abrede stellte, und nachzuweisen suchte,
— natürlich nur, wie er wenigstens sagte, im Interesse der Wissen¬
schaft und des deutschen Vaterlandes,— daß ein, den hohen
Adel der Bentin ck'schen Familie anerkennender Bnndesbeschlnß
jedenfalls ohne Einfluß auf den anhängigen Snccessionsstreit sei.
Gegen diese Abhandlung trat Professor Vollgraff mit einer
kritischen Beleuchtung auf'°), welche drei Entgegnungen von
Professor Zöpfl, Professor Michaelis und vr. Eckenbcrg,
dem Nechtskonsulenten des faktischen Besitzers, hervorrief. Diese
Aufbietung aller Kräfte gegen ein einziges Schriftchcn, das man
zugleich mit übermüthigem und geringschätzendem Tone behan¬
delte, beweist, wie unbequem und sorgecrregend die Voll-
graff'sche Kritik war. Professor Zöpfl verlor in seiner Anti¬
kritik alle Würde und Haltung, und lieferte den Beweis, daß
seinen äußerlich blendenden, in sehr zuversichtlicher Weise ans-

40) Vollgraff. Kritische Beleuchtung der Schrift des Herrn

Professor Zvpfl u. f. w. Frankfurt 1845.
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gesprochenen Behauptungen die gründliche Prüfung durchaus

abgehe. Der Verfasser glaubt dieses in seinem, später zu er¬

wähnenden Schriftchen: „Die Statusfrage des hohen Adels

i>. f. w." genügend dargethan zu haben. Seitdem ist Herr Zöpfl

von dem Schauplatze der Bentinck'schen Sache mehr in den

Hintergrund getreten, und begnügt sich, in anonymen, patheti¬

schen Zeitungsartikeln den Ausrufer und Claqueur, namentlich

der neuen Welker'schen Schrift, zu machen; auch wieder nur des

deutschen Vaterlandes wegen, und in der löblichen Absicht, den

Bund vor einem Mißgriff zu bewahren.

Man kann sich denken, daß die Bundesversammlung das

Gesuch der Bentinck'schen Familie, seiner Wichtigkeit und Be¬

denklichkeit nach, in die sorgfältigste Erwägung nahm. Günstig

war man demselben nicht. Denn es lag nicht im Interesse der

deutschen Souveraine die Familien des deutschen hohen Adels

vermehrt zu sehen, und noch weniger war eine Geneigtheit zu

erwarten, den Ansichten der Oldenburgischcn Regierung, die

den hohen Adel der Bentinck'schen Familie nicht zugeben

wollte, entgegen zu sein. Es war schon viel, daß gegen den

Oldenburgischen Widerspruch eine besondere Kommission zur

Prüfung ernannt wurde. Diese fand nach genauer Untersuchung

den hohen Adel der Familie begründet, und stimmte dafür in

einem ausführlichen und gediegenen Berichte. Dem Kommis¬

sionsgutachten entsprechend faßte die Bundesversammlung den

12. Juni 1845 einen Beschluß, worin sie erklärte: „daß der

„Gräflichen Familie Bentinck, nach ihrem Stan-

„desverhältnisse zur Zeit des deutschen Reichs,

„die Rechte des hohen Adels und der Ebenbürtig¬

keit im Sinne des Artikels 14 der deutschen Bun-

„desakte zustehen." Man hat gewagt, diesen Bundesbe¬

schluß als eine, auf einseitige Darstellung erfolgte Erklärung
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zu bezeichnen, während in der Zeit (beinahe zwei Jahre), daß

die Sache am Bundestage anhängig war, der faktische Besitzer,

wie wir gesehen haben, es an Gegendednctivnen nicht fehlen ließ.

Wenige Fragen mögen bei der Bundesversammlung und den

Höfen einer sorgfältigeren Prüfung, wie die Bcntinck'sche,

unterzogen worden sein. Hat nun jener Beschluß, zu dem die

ersten deutschen Staatsmänner und Publizisten, gestützt zum

Theil auf archivansche Nachsuchungen, mitwirkten, nicht schon

deshalb, und von der Autorität der hohen Versammlung, die

ihn erließ, ganz abgesehen, einen unendlich höheren Anspruch

auf Vertrauen und Glauben als das Votum des Jenaer Refe¬

renten ?

Der erste, von dem Bundesbeschlusse gemachte Gebrauch be¬

stand darin, daß der Graf Wilhelm Friedrich Christian

Bentinck unterm 11. August 1845 eine beglaubigte Abschrift

desselben zu den Akten seines Snccessionsstreites einreichen ließ,

mit der Bitte: ihm in den Akten das Prädikat Erlaucht zu

geben, dem Beklagten aber, dessen Unebenbürtigkeit in Folge

des nunmehr anerkannten hohen Adels der Familie B entinck

unstreitig und notorisch sei, die fernere Führung des Bentinck'-

schen Grafentitels, Wappens u. f. w. zu untersagen. Das Ober¬

appellationsgericht dekretirte hierauf unterm 13. August 1845:

daß sich dasselbe nicht für befugt erachte, auf den Grund des

zwar in glaubhafter Form vorgelegten, bis dahin

aber noch nichtSeitens des Großherzogs vonOl-

denbnrg publizirten Bundesbeschlusses, dem Gesuche

des Klägers zu willfahren.

Das Oldenbnrgische Oberappellationsgericht scheint bei die¬

sem Dekrete nicht genug erwogen zu haben — worin überhaupt

die Wurzel manchen Uebels liegen dürfte — daß dasselbe in Pro¬

zessen der Bentinck'schen Familie kein Oldenburgisches, von
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dem Großherzog von Oldenburg abhängiges Landesgericht, son¬

dern ein für allemal als Stellvertreter der ehemaligen Reichsge¬

richte angeordnet worden war. Das Oberappellationsgericht

hat nach Art. L. Lit. a. des Berliner Abkommens nicht nach den,

vom Großherzog von Oldenburg abhängigen Oldcnburgischen

Gesetzen, sondern nach den in der Herrschaft Knip-

hausen geltenden Rechten zu erkennen. Dem Großher¬

zog von Oldenburg steht keine gesetzgebende Gewalt über Knip-

hausen, also auch nicht eine unmittelbare Publikation von Gesetzen,

daselbst zu. Ein solches Recht kann er auch nicht unter dem

Titel der durch ihn in Beziehung auf Kniphausen vertretenen

vormaligen Neichshoheit in Anspruch nehmen, indem auch zur

Zeit des Reichs die Publikation der Reichsgesetze in den einzelnen

Territorien, und so auch in Kniphausen, nicht durch den Kaiser,

sondern durch die Landesherrschaft geschah. Das Oberappella¬

tionsgericht hatte daher, um dem fraglichen Bundesbeschluß

formelle Gültigkeit und rechtliche Wirkung zuzugestehen, eine

Publikation desselben von Seiten des Groß Herzogs nicht abzu¬

warten, indem dieser in Kniphausen zu einer solchen nicht befugt

war. In Art. 3. des Berliner Abkommens ist vielmehr festgesetzt

worden, daß alle Bundesbeschlüsse, welche bereits ergangen sind,

oder künftig noch ergehen werden, in Beziehung auf

Kniphausen, eben so wie in den übrigen Bundesländern, volle

Kraft und Gültigkeit haben und erhalten. Dieselben sind daher

im Voraus für Kniphausen verbindlich erklärt worden; sie ge¬

hören von selbst schon zu den, in der Herrschast geltenden Rech¬

ten, nach welchen das Oberappellationsgericht in Gemäßheit

des Berliner Abkommens zu erkennen hat. Hierbei ist vorzüglich

der Umstand nicht zu übersehen, daß die Geltung der Bundes-

bcschlüsse für Kniphausen und die regierende Familie durch das

Berliner Abkommen vertragsmäßig gesichert ist, daß in
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dem Successionsstreitebeide Theile sich als Mitglieder
der Familie betrachten, und daraus ihre Rechte ableiten,
daß also die Bundcsbeschlüsse unter beiden auch als vertrags¬
mäßige Bestimmungen gelten. Das Gericht hat aber
gan; unzweifelhaftstets nach den vertragsmäßigen Rechten und
Pflichten der Partheien, zumal wenn deren Gültigkeit auf einem
allseitig anerkannten Vertrage beruht, zu erkennen, ohne daß
diese Rechte als Gesetz publizirt werden müßten.

Jenes Dekret des Oberappellationsgerichts veranlaßte den
Kläger, an die deutsche Bundesversammlung unterm 26. August
1815 die Bitte zu stellen: Dieselbe möge Se. Königl. Hoheit
den Großherzog von Oldenburg veranlassen, daß der Bundes¬
beschluß vom 12. Juni 1845 zur öffentlichen Kenntniß und Nach¬
achtung gebracht werde. Schon vorher hatte der Kläger, den
17. August, eine Vorstellung bei dem GroßherzoglichenKabiuete
eingereicht, mit der Bitte: die nur bis weiter erlassenen Dekrete
von 1835, durch welche dem ergriffenen faktischen Besitze des
Beklagten die in Abschnitt IV. erwähnten Wirkungen eingeräumt
worden waren, wieder einzuziehen, dem Beklagten wegen seiner
notorischen Uuebenbürtigkeitdie Ausübung der Landeshoheit in
Kniphausen, so wie der übrigen Aldenburg-Bentinck'schenGe¬
rechtsame nicht länger zu gestatten, dieselbe vielmehr dem Klä¬
ger als Nächstberechtigten zu übertragen, und dein Beklagten
zugleich die Führung des Bentinck'schen Namens, Titels und
Wappens zu untersagen. Das Oldenburgische Kabinet schlug
dieses Gesuch unterm 30. August 1845 nicht nur ab, sondern
that zugleich einen Schritt, der seine Meinung über den frag¬
lichen Bundesbeschlnßvom 12. Juni außer allen Zweifel setzte.
Dasselbe ließ nämlich den 3. September 1845 alle Bundesge¬
setze und Bundesbcschlüsse,mit Ausnahme des Vundes-
beschlusses vom 12. Juni 1845, in Betreff des
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hohen Adels der Bentinck'schen Familie, und des

Beschlusses vom 13, Februar 1829 über das Prädikat: Erlaucht,

in Kniphausen publiziren.

Zu einer solchen Publikation scheint keine Nothwendigkeit vor¬

handen gewesen zu sein, da die Bundesgesetze und Beschlüsse in

Kniphausen schon vertragsmäßige Geltung hatten, bisher auch

stets zur unbestrittenen Anwendung daselbst gekommen waren.

Dagegen konnte diese Publikation gerade in jenem Augenblicke,

durch die in Bezug auf jene beiden Beschlüsse gemachte Aus¬

nahme, als eine öffentliche Darlegung der Oldenburgischen Re-

gierungsanstcht über den hohen Adel der Bentinck'schen Fa¬

milie, als ein Wink für Behörden und Richter, sich an den

darüber ergangenen Bundesbeschluß nicht zu kehren, angesehen

werden. Wir glauben uns nicht im Unrecht zu befinden, wenn

wir, bei aller Ehrerbietung für die Oldenburgische Regierung,

der Meinung sind, daß dieselbe zu einer solchen Handlung der

gesetzgebenden Gewalt in Kniphausen nicht befugt, und noch we¬

niger berechtigt gewesen sein möchte, für diese Herrschaft unter

den Bundesbeschlüssen eine beliebige Auswahl zu treffen. Wollte

man dieses gelten lassen, so würde die Bentinck'sche Familie

gegen die bündigsten Bestimmungen des Berliner Abkommens,

nicht der Bundesgesetzgebung, sondern der unumschränkten Ge¬

walt der Oldenburgischen Regierung unterworfen sein.

Auf eine Beschwerde über die dem Bundesbeschlusse versagte

Vollziehung konnte eine schleunige Hülfe von der deutschen

Bundesversammlung nicht wohl erwartet werden. Der Kläger

bat daher die Großherzogliche Regierung unterm 2. März 1846,

dieselbe wolle, wenn sie den Beschluß zu publiziren nicht gemeint

sei, doch dem Oberappellationsgericht die Weisung oder Erklä¬

rung ertheilen, daß, zur formellen Gültigkeit des Bundesbe¬

schlusses vor Gericht, eine besondere Publikation desselben nach
8



- 114 -

Art. 3. des Berl. Abkommens nicht erforderlich seiDa auf
d ieses Gesuch keine Beschlußnahme erfolgte, so hielt sich der
Kläger unter diesen Umständen berechtigt, auf Sistirung des
Verfahrens anzutragen, bis über die formelle Gültigkeit des
präjudiziell so wichtigen Bundesbeschlusses würde entschieden sein.
Er bat also, daß, bis dieses geschehen sei, die Akten nicht ver¬
sendet würden. Die Bitte wurde nicht gewährt. Nachdem das
Gericht in der ersten Instanz den hohen Adel derBentinck'schcn
Familie auch aus dem Grunde abgesprochen hatte, weil derselbe
von der Bundesversammlung bis jetzt nicht anerkannt worden
sei, ist es schwer zu begreifen, daß dasselbe nunmehr, wo diese
Anerkennung erfolgt war, dem darüber ergangenen Beschlusse,
aus, wie wir gesehen haben, unhaltbaren Gründen, die formelle
Gültigkeit nicht nur versagte, sondern nicht einmal einen Auf¬
schub zur vorgängigen formellen Erledigung einer, als solche
von dem Gerichte anerkannten Präjudizialfrage bewilligen wollte.

Das Oberappellationsgericht scheint aber jetzt sehr eifrig
ein baldiges Erkenntniß zweiter Instanz zu wünschen, und drängt
nach demselben auf befremdende Weise. Der Prozeß ist bisher
nicht als eine eilige Sache behandelt worden. Zu den vier
Hauptschriften der Revisionsinstanz wurden über vier Jahre ge¬
braucht ; es kam durchschnittlich auf jede Schrift ein Jahr. Jede
derselben machte ein Buch aus; die Nevisionsschriftzählte 406
Druckseiten, die Duplikschrift 333 Seiten; die beiden anderen
Schriften sind nicht viel weniger stark. Die Fakultät Jena
brauchte zu ihrem Erkenntnisse drei und ein halbes Jahr, und

41) ES ist bereits bemerkt worden, daß in diesem Art. 3. die Bnn-
dcsbeschlüsscfür Kniphauscnim Voraus vertragsmäßig für gültig
erklärt wurden, und folglich von dem Richter im BentinckWen Suc-
ccssionsstreit schon als vertragsmäßigeNormen der Bentinck'schcn Fa<
milie unter sich zu berücksichtigen find.
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dann noch nenn Monate zur Ausarbeitung der Urtheilsgründe;
wobei dieselbe, wie wir nachgewiesen haben, die wichtigsten
Gründe mit Stillschweigen überging oder höchst unvollständig
erörterte. Nach dieser Erfahrung müssen die Partheien, muß
wenigstens der dabei zu kurz gekommene Kläger wünschen, daß
sich die gegenwärtig rechtsprechende Fakultät volle Zeit zu einer
genauen und reiflichen Prüfung nehme. Nun sind es ungefähr
erst neun Monate, daß sich diese Fakultät im Besitze der Akten
befindet; und schon hat das Oberappellationsgericht, ohne daß
eine dxr Partheien dazu aufgefordert hätte, aus eigenem Antriebe
ein Erinnerungsschreiben nach Gießen abgehen lassen, und das
ungewöhnliche Ansinnen gestellt, daß die Fakultät die Zeit an¬
geben möge, binnen welcher sie mit dem Urtheil fertig zu sein
gedenke. Die Fakultät hat geantwortet, daß es unmöglich sei,
sich bei dem großen Umfang der Verhandlungen und der, dabei
in Betracht kommenden Literatur "), auch nur annähernd dar¬
über anszusprechen. Zu welchem Zwecke auch diese Auskunft?
Die Partheien brauchen nicht im Voraus die Zeit zu wissen,
wann jenes Erkenntniß erfolgen werde; der einen wird es zu
früh, der andern immer noch zeitig genug kommen» Bleibt es
ihnen zu lange aus; so sind nur sie zu einer Bitte um Beschleu¬
nigung berechtigt. Für eine amtliche Erkundigung hingegen
möchte in diesem Fall durchaus kein rechtliches Interesse vorhan¬
den sein. Auch scheint es uns, als dürften die Partheien von
dem Gerichte, gegen dessen Urtheil Rechtsmittel ergriffen worden
sind, oder welches Akten zur Abfassung des Erkenntnisses an eine
Rechtsfakultät geschickt hat, erwarten, daß dasselbe, ohne eine
Veranlassung von ihrer Seite und ohne daß sie zuvor Kenntniß
davon erhielten, mit der rechtsprechenden Rechtsfakultät in kei¬
nerlei Korrespondenz trete. Vor Allem, richterliche Decenz! —

42) Sie bildet bis jetzt über 6000 Druckseiten.
g»
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Die deutschen und föderativen Gesinnungen Sr. Königl. Ho¬

heit des Großherzogs von Oldenburg trugen endlich den Sieg

über die Ansicht des Großherzogl. Ministeriums in Betreff des

hohen Adels der Bentinck'schen Familie davon; und so wurde

denn der Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 auf allerhöchsten

Befehl in Kniphausen publizirt. Dem Oberappellationsgericht

wurde derselbe später noch besonders mitgetheilt: wir kommen

darauf zurück. Bevor dies aber geschehen war, brachte man klägc-

rischer Seits durch die Ueberreichung der betreffenden Nummer

des Kniphauser Amtsblattes, die darin enthaltene Publikation zur

Kenntniß des Gerichts. Mit dieser Nachweisuug über die geschehene

Publikation wurde zugleich das frühere Gesuch um Abänderung

der Rubrik der Akten, wonach dem Kläger das Prädikat: Erlaucht

zu ertheilen, dem Beklagten aber der Gräfliche Titel nicht ferner

zu geben wäre, wiederholt. Das Oberappcllationsgericht ge¬

währte den ersten Theil des Gesuches, schlug aber den letzteren

ab. Zugleich sprach dasselbe aus: daß es dem Beklagten frei¬

stehe, annoch eine Protestation gegen den Bundesbeschluß zu den

Akten zu bringen. Nun ist aber der Beklagte selbstständig genug,

und auch so reichlich mit juristischen Nathgebern und Beiständen

versehen, daß es gewiß nicht nothwendig war, ihn von Amts

wegen darauf aufmerksam zu machen, was ihm gerichtlich zu

thun freistehe, oder nicht. Der gegebene Wink ist überhaupt

eigenthümlicher Art. Durch die klägerische Nachweisung über

die Publikation des Bundesbeschlusses war die Frage über dessen

formelle Gültigkeit erledigt. Der Richter hatte nur noch seine

rechtliche Wirkung zu prüfen. Auf diese Prüfung, und die dar¬

auf zu gründende Entscheidung kann es auch nicht den mindesten

rechtlichen Einfluß haben, ob zu demjenigen, was der Beklagte

in Beziehung auf den Bundesbeschluß bereits vor Gericht auszu¬

führen gesucht hatte, nun auch noch eine förmliche Pvotestation
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von ihm in den Akten hinzukomme,oder nicht. Die indirekte
Aufforderungzu dieser Protestation ist daher auf etwas sehr
Ueberflüssiges gerichtet. Aber, das nicht allein; sie hat nicht
einmal einen vernünftigen Sinn. Die eine Parthei hat einen
Nachweis überreicht; die andere hat ihre Einreden dawider
schon früher vorgebracht: der Richter hat alle Mittel über Bei¬
des zu urtheilen. Statt dessen ruft er der zweiten Parthei zu:
Du kaunst auch noch gegen jenen Nachweis bei mir Protestiren!
Was soll das heißen? Der Richter hat die Pflicht, jedem Theil
rechtliches Gehör zu gewähren; allein, daß er es zum Zweck
seiner richterlichen Thätigkeit, Erkenntniß und Entscheidung für
nöthig oder rathsam hält, und darauf hindeutet, daß die Parthei
ihm ihr wohlvertheidigtesRecht, auch noch durch eine besondere
Protestation an das Herz lege, ist eine Idee, die in keiner Pro¬
zeßtheorie einen Anhaltspunkt finden möchte. Würde es aber
ganz gewiß dem Oberappellationsgericht nicht in den Sinn ge¬
kommen sein, in einer ihm zur Entscheidung vorliegendenSache,
die eine der Partheien zu einer Protestation gegen eine prozessua-
lische Handlung des Gegentheils bei sich selbst, dem Gerichte,
aufzufordern; so ist eine solche Hindeutung noch viel ungehöriger
in einem Fall, wo das Gericht die Akten zum Spruche versendet,
folglich mit der Abfassung des Urtheils nichts zu thun hat; man
demnach in einer so überflüssigen und unprozessualischen Andeu¬
tung nur eine versteckte Meinungsäußerung zum Zweck einer Ein¬
wirkung auf das rechtsprechende Spruchkollegiumzu finden ver¬
sucht sein könnte.

Der Beklagte leistete dem Winke Folge und brachte in Be¬
ziehung auf den fraglichen Bundesbeschluß auch noch eine beson¬
dere Protestation zu den Akten. Dieselbe war aber um so un-
nöthiger, und die Aufmunterung dazu von Seiten des Gerichts
um so unbegreiflicher, als der Kläger selbst, mit dem gedachten
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Kniphauser Amtsblatte, bereits eine Protestation des Beklagten
gegen jenen Bundesbeschluß zu den Akten gebracht hatte. Der
Beklagte hatte sich nämlich vermessen, was ihm auch ungeahndet
hinging, unmittelbar nach der Großherzoglichen Publikation des
Bundesbeschlusses seine Protestation dagegen in dem Amtsblatte
einrücken zu lassen, und so war dieselbe mit diesem Blatte Theil
der Akten geworden. Das Gericht hat also in seiner Sorge
um den Beklagten die Akten unnöthig mit zwei Protcstationen
bereichert. An die Art und Weise, wie bei dieser Veran¬
lassung ein Bundesbeschluß in einem deutschen Bundeslande
behandelt wurde, lassen sich sehr ernste Erwägungen an¬
knüpfen.

Neben dieser Protestation wurde später eine andere von
Seiten der beiden jüngeren Brüder des Klägers eingelegt, worin
sich dieselben gegen jede Theilnahme an dem, von ihrem Bruder
angefangenen Successionsstreiteund gegen dessen etwaige nach¬
theilige Folgen für sie verwahrten. In ähnlicher Weise hatten
sie früher, gemeinschaftlich mit ihrem älteren Bruder, gegen die
Verbindlichkeit des von ihrem Vater eingeleiteten Prozesses für
sie protestirt. Die Gründe ihrer neusten Protestation sind am
einfachsten aus dieser selbst zu entnehmen, und so ist sie als ein,
bis jetzt noch wenig bekanntes Aktenstück im Anhang unter Zif.

III. abgedruckt worden. Es ist klar, wenn der Kläger, statt sich
auf einen petitorischen Prozeß einzulassen vor Allem die Ein¬
setzung einer legitimen Negierung begehrt, und später, statt
eines provisorischen Vergleiches, den Angriff gegen den usurpa¬
torischen Besitz fortgesetzt; wenn er außerdem die Präjudizial-
frage des hohen Adels vor dem Urtheil erster Instanz bei der

43) Der Verfasser dieser Geschichte war der Meinung, vor einer

petitorischen Klage den Erfolg der posscssorischen Rechtsmittel abzu¬

warten.
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deutschen Bundesversammlung zur Erledigung gebracht hätte,

die Sachlage eine ganz andere wie setzt sein würde

44) Als der Verfasser im Sommer 1833 seine Abhandlung über

den hohen Adel schrieb, ging sein Rath dahin, sofort die Anerkennung

der Bcntinck'schcn Familie bei der deutschen Bundesversammlung nach¬

zusuchen. Zum Unglück schien das Recht des Klagers durch die Familien»

Urkunden so zweifellos und sicher zu sein, (wie diese denn auch in der

That klar genug den Beklagten als Mantclkind ausschließen), daß man

der Frage des hohen Adels damals nicht die Wichtigkeit für den Prozeß

beilegte, den sie später, nachdem das Unbegreifliche geschehen war,

nachdem der Richter erster Instanz die Familicnstatutcn gänzlich unbe¬

achtet gelassen hatte, gewann. Aus dem nämlichen Grunde wurde die

für die deutsche Bundesversammlung bestimmte Denkschrift vom Jahr

MO liegen gelassen, weil man den Prozeß vollständig durch die Fami-

lienstatutcn gesichert glaubte, und die Ehrcnsrage des hohen Adels nach

gewonnenem Prozesse durch Oldcnburgische Vermittlung leicht zum Ziel

zu bringen hoffte. Dies war auch die Ursache, daß bei der Abfassung

jener Denkschrift auf den Prozeß gar keine Rücksicht genommen, viel¬

mehr das Gesuch des hohen Adels ganz unabhängig von demselben und

seinen Resultaten bezeichnet wurde. Diese Denkschrift wurde später der

eigentlichen Vorstellung an die Bundesversammlung vom 29. März 1843

als rechtliche Ausführung beigelegt. In dieser Vorstellung hingegen

wurde, nachdem das Erkenntniß erster Instanz den hohen Adel abge¬

sprochen hatte, die Nothwendigkeit vorgestellt, denselben „innerhalb

des deutschen Staatcnspstcmcs in das Klare zu stellen,

und für die Zukunft zu sichern, da dieses öffentliche

Ncchtsvcrhältniß bisher noch nicht auf eine allgemein gül¬

tige Weise sanctionirt ist, und sie doch in dieser Bezie¬

hung nicht rechtlos gelassen werden können." — Durch diese

Bemerkungen wird die Behauptung neuerer Schriften widerlegt, als ob

der Kläger (von den beiden jüngeren Brüdern kann überhaupt so etwas

nicht behauptet werden), in seinem Gesuche um Anerkennung des hohen

Adels im Voraus auf deren Wirkung in Beziehung auf den Successions¬

streit verzichtet hätte.



Doch wird das gute Recht der legitimen Familie hoffentlich

nie dieser Protestation zu seinem Schutze bedürfen; dasselbe wird

mit Gottes Hülfe und Erleuchtung auch unter dem ältesten Gra¬

fen zum Siege gelangen. Nur gewissenhafte Vorsicht, nur die

Pflicht gegen das Gräfliche Haus und seine Nachkommen, vor¬

züglich des Grafen Karl (des einzigen der drei Brüder, der

sich aus seiner Ehe mit der Gräfin Mechtild von Waldeck bis

fetzt eines männlichen Erben zu erfreuen hat) zu dem Vaterglück

hinzugetretene Vatersorge hat jene Proteftation dictirt. Graf

Karl wollte nichts versäumen, seinem Sohne, wenn die Suc¬

cessionsordnung ihn zur Nachfolge berufen sollte, das ange¬

stammte Erbe der Väter gegen fremde Eindringlinge zu sichern.
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